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Alle 16 Wochen regieren die Bürgerinnen und Bürger selbst 

Marcus Meier 

Direkte Demokratie ist in Deutschland kein bloßes Theorie-Konzept, sie zeigt echte Wirkung in den Bundeslän-

dern. Jedes Jahr werden im Schnitt 11,4 solcher Verfahren gestartet – und bei jedem vierten davon setzen die 

Bürger/innen ihre Forderungen am Ende auch durch. Rechnerisch bedeutet das: Alle 16 Wochen gewinnt eine 

Initiative politisch an Boden. Alle 16 Wochen regiert der Bürger, regiert die Bürgerin selbst.  

Das Überraschende dabei: Der Erfolg stellt sich meistens schon ein, noch bevor es überhaupt zu einer Abstim-

mung kommt. Oft reicht schon der Druck der gesammelten Unterschriften aus, um Tür und Ohr der Landes-

Politik zu öffnen. Mal kommt es zu Kompromissverhandlungen, mal nicht. Mal setzt sich die Initiative komplett 

durch, mal nur in Teilen.  

Bisher ist das 112 Mal passiert. Im Vergleich dazu gab es ‚nur‘ 15 Fälle, in denen ein Ziel erst am Ende durch eine 

Volksabstimmung gewonnen wurde. Diese Zahlen stammen aus dem aktuellen Volksbegehrens-Bericht des 

Fachverbandes Mehr Demokratie e.V., der zeigt: Oft sind solche Initiativen schon auf halbem Weg erfolgreich.  

Volksbegehren? Volksentscheid? 

Volksbegehren? Volksentscheid? Für viele ist die direkte Demokratie ein Buch mit sieben Siegeln. Von Volksbe-

gehren und Volksentscheiden sprechen wir auf der Landesebene. In den Kommunen heißen die entsprechen-

den Verfahren Bürgerbegehren und Bürgerentscheid. Auf der Bundesebene ist die direkte Demokratie noch 

nicht etabliert. Der bundesweite Volksentscheid muss noch erkämpft werden. 

In den Ländern ist das Verfahren meist dreistufig: In der ersten Phase, oft Volksinitiative genannt, muss eine 

bestimmte Anzahl an Unterschriften gesammelt werden, um dann ein Volksbegehren beantragen zu können. 

Ist sie erfolgreich abgeschlossen, kann Stufe 2 folgen, das Volksbegehren. Kommen hier genug Unterschriften 

zusammen, dann kommt es entweder zu einem erfolgreichen Deal mit der Politik. Oder aber zum Volksent-

scheid. Das heißt: Die Bevölkerung wird an die Abstimmungsurne gerufen. Ein erfolgreicher Volksentscheid hat 

die gleiche juristische Kraft wie eine Parlamentsabstimmung. 

Doch die Regeln und Hürden unterscheiden sich von Bundesland zu Bundesland. Wie viele Unterschriften muss 

ich in Phase 2 sammeln? Wie hoch ist das Abstimmungsquorum im Volksentscheid? Oft reicht es nämlich nicht 

aus, dass die Mehrheit mit Ja stimmt. Die Mehrheit muss auch einem bestimmten Anteil an der Bevölkerung 

entsprechen, sonst scheitert der Volksentscheid »unecht«. 

Populisten profitieren nicht 

In Deutschland sammelt der Verein Mehr Demokratie solche Daten und Fakten, teils in Kooperation mit Univer-

sitäts-Instituten. Regelmäßig gibt er entsprechende Berichte heraus: Das Volksentscheidsranking bewertet die 

Regeln auf kommunaler und Landesebene und benotet die einzelnen Bundesländer. Der Bürgerbegehrensbe-

richt schaut sich auf kommunaler, der Volksbegehrensbericht auf Landesebene die direktdemokratische Praxis 
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an. Als Faustformel gilt: Dort, wo die Regeln gut und die Hürden nicht unüberwindlich sind, entwickelt sich 

auch eine intensive direkt-demokratische Praxis. Leider sind die Regeln nicht überall gut (Mehr dazu: Volksent-

scheidsranking 2025). 

Bürgerbegehrens-Berichte der letzten Jahre kamen zu den Ergebnissen, dass sich bei einschlägigen kommuna-

len Bürgerentscheiden meist eine klimapolitikfreundliche oder flüchtlingsfreundliche Position durchsetzt. Die 

direkte Demokratie ist also kein gutes Instrument in den Händen von Populistinnen und Populisten, auch wenn 

diese das gerne behaupten. Auch eine großspurig angekündigte ultrarechte Kampagne, mit einer »Welle« von 

Bürgerentscheiden gegen Flüchtlingsunterkünfte »das Asyl-System« zum Einsturz zu bringen, endete vor zwei 

Jahren als kompletter Rohrkrepierer. 

Bisher 28 Volksentscheide »von unten« 

Der neue Volksbegehrensbericht wertet die direkt-demokratische Praxis in den Bundesländern aus. 28 von un-

ten angestoßene Volksentscheide gab es bisher in Deutschlands Ländern. Das Themenspektrum der Volksent-

scheide spiegelt den gesellschaftlichen Wandel wider. 1968 stimmten die Menschen in Bayern über die Christli-

che Gemeinschaftsschule als Alternative zur Konfessionsschule ab. Also darüber, ob die Kinder katholischer El-

tern und die Kinder evangelischer Eltern weiter getrennt voneinander oder doch gemeinsam lernen sollen. Die 

drei letzten Volksentscheide drehten sich um ehrgeizigere Klimaschutzziele für Berlin (2023 unecht gescheitert) 

respektive Hamburg (2025 erfolgreich) und einen Modellversuch für ein Grundeinkommen (2025 in Hamburg 

deutlich gescheitert). (Vgl. Rehmet 2025)  

Inhaltlich dominieren die Themenbereiche »Bildung und Kultur« sowie »Demokratie, Staatsorganisation und 

Innenpolitik«. Sie machen die Hälfte aller bisherigen Volksentscheide aus.  

Es folgen »Soziales«, »Wirtschaft« sowie »Umwelt- und Verbraucherschutz« mit jeweils über zehn Prozent. Al-

lein vier Volksentscheide drehten sich um Schulreformen, ebenso viele wollten die direkte Demokratie auf kom-

munaler oder Landesebene reformieren. Fünf thematisierten die Privatisierung respektive die (Re-)Kommunali-

sierung von Unternehmen wie Krankenhäusern oder Energieerzeugern. Zwei Volksentscheide hatten den Wei-

terbetrieb eines Berliner Flughafens (2008: Tempelhof, 2016: Berlin-Tegel) zum Ziel. Einen Überblick über alle 

bisherigen Volksentscheide findet man auf der Webseite von Mehr Demokratie (Rehmet 2025). 

Gute Regeln, gute Praxis 

Von den 28 Volksentscheiden wurden allein neun im Stadtstaat Hamburg abgehalten. Fast jeder dritte fand 

also dort statt. Berlin folgt mit acht Volksentscheiden, dann kommen Bayern mit sechs und Schleswig-Holstein 

mit zwei Volksentscheiden. Jeweils ein Volksentscheid fand in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vor-

pommern statt. In den anderen Bundesländern gab es noch nie einen Volksentscheid von unten. 

Das Gros aller Volksentscheide, nämlich 25, gab es in den Ländern Hamburg, Berlin, Bayern und Schleswig-Hol-

stein. Diese vier Länder zeichnen sich durch vergleichsweise faire Regeln und Hürden aus. Sie belegen entspre-

chend den ersten, den vierten, den dritten respektive den fünften Platz im Volksentscheidsranking von Mehr 

Demokratie, wenn es um die Regeln der direkten Demokratie auf Landesebene geht.  

Ob mit, ob ohne Volksentscheid: In fünf Bundesländern nehmen die Bürgerinnen und Bürger häufiger über In-

strumente der direkten Demokratie als über Wahlen Einfluss auf die Landespolitik – nämlich in Schleswig-
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Holstein, Berlin, Brandenburg, Hamburg und Bayern. In Hamburg wird beispielsweise alle fünf Jahre ein neues 

Landesparlament gewählt. Aber beinahe einmal pro Jahr, also fast fünf Mal so oft, ist eine Initiative mit einem 

direktdemokratischen Verfahren ganz oder teilweise erfolgreich.  

In den 15 Jahren zwischen 2011 bis 2025 wurden in Hamburg 14 ganz oder teilweise erfolgreiche direkt-demo-

kratische Anläufe unternommen. Zwei davon waren per Volksentscheid erfolgreich, die anderen bereits in einer 

früheren Phase des Verfahrens. Verglichen damit scheint die Bilanz des Nachbarbundeslandes Niedersachsen 

arg bescheiden: Hier kam es noch zu keinem von unten angestoßenen Volksentscheid. Doch auch hier wirkt sie, 

die direkte Demokratie, wie das folgende Fallbeispiel zeigt. 

Erfolgreich ohne Volksentscheid: ein Fallbeispiel 

Aber wie kann ein Volksbegehren auch ohne Volksentscheid erfolgreich sein? 2005 wollte die schwarz-gelbe 

Landesregierung in Niedersachsen das Blindengeld weitestgehend streichen. Mit dieser Teilhabeleistung finan-

zieren blinde Menschen zumindest einen Teil ihrer Mehrbedarfe. Einkaufsbegleitung, Hilfskräfte für den Haus-

halt, Bücher in Blindenschrift, spezielle Hardware, die Kosten für Kleinreparaturen, die sehende Menschen 

selbst erledigen können: Blinde Menschen haben viele Mehrkosten. Doch nun sollte nur noch eine Minderheit 

Blindengeld erhalten, zudem in reduzierter Form. 95 Prozent sollten nun leer ausgehen. Viele empfanden das 

als Skandal. Doch erste Proteste und Gespräche mit der Landesregierung unter Christian Wulff liefen ins Leere.  

Aber vielleicht würde ja diese direkte Demokratie helfen… 

Der Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen (BVN) ist recht klein. Doch ihm gelang es, 90 Vereine 

und Verbände ins Boot zu holen. »Die soziale Landschaft stand geschlossen hinter uns«, erzählte mir Hans-Wer-

ner Lange, damals als BVN-Geschäftsführer eine der zentralen Figuren des Volksbegehrens, vor ein paar Jahren. 

»Der Sozialverband Deutschland mit seinen 300.000 Mitgliedern, die VW-Belegschaft, Teile der Kirchenbasis. 

Und, und, und.« 

Mit dem Mittel des Volksbegehrens und politischen Aktionen blieb die Aktion zwei Jahre lang im Fokus der Öf-

fentlichkeit. Den Medien bot man Einiges. »Jeden Tag organisierten wir eine neue Aktion. Wir waren kreativ. 

Das hat uns Aufmerksamkeit verschafft.« Die ersten 250.000 Unterschriften trugen sie in einem Sarg zum So-

zialministerium – eine Tonne Papier. Dann die Großdemonstration in Hannover: 5.000 blinde (und ebenso viele 

sehende) Menschen »erregen natürlich Aufsehen«, betont Lange. »Beim Jahresrückblick des NDR wurden 20 

Minuten von einer Stunde dem Volksbegehren gewidmet«, erinnert er sich.  

Hans-Werner Lange war auf dem Weg zu einer Sitzung in Berlin, als er den Anruf aus dem Landessozialministe-

rium erhielt. »Bis übermorgen brauchen wir einen Kompromiss«, sagte die Stimme der relativ neuen Ministerin 

Mechthild Ross-Luttmann. Lange: »Der Kompromiss hat wehgetan, aber wir gingen den Kompromissweg mit 

breiten Schultern.« Ein Gutteil der Kürzungen wurde zurückgenommen. Aber eben nicht alle Kürzungen.  

Für beide Seiten war die Lösung ohne Volksentscheid vorteilhaft. »Ministerpräsident Wulff wollte keinen Präze-

denzfall mit öffentlicher Wirkung. Wir wussten: Je schneller das Blindengeld wieder eingeführt wird, desto bes-

ser für die Betroffenen«, erzählt Lange. Und er ergänzt: »Viele sahen es als Erfolg.« 

Zehn Prozent der Wahlberechtigten für ein Volksbegehren zu gewinnen, das sei eine Riesenhürde. Auch mit 

solch einem großen Bündnis. »Wenn man mehr Mitbestimmung will, muss man diese Prozentzahl angemessen 
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nach unten bringen. Auch fünf Prozent wären noch eine große Herausforderung«, sagt Lange, der es wissen 

muss. 

Doch aus Langes Sicht hat sie sich gelohnt: »Das Volksbegehren wirkt im Landtag immer noch nach. Wir haben 

gezeigt, dass wir als kleiner Verband kampagnenfähig sind. Wir werden jetzt ernster genommen. Eigentlich 

müsste man alle zwei Jahre ein Volksbegehren machen.« 

2006 erhielt der Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen für seine Kampagne den Politik-Award 

des Magazins politik&kommunikation. Mit dem Preis werden »die besten politischen und gesellschaftlichen 

Kampagnen des vergangenen Jahres« ausgezeichnet. Das schafft natürlich nicht jedes Volksbegehren. Viele 

sind viel leiser erfolgreich. 

Der lange Weg zum bundesweiten Volksentscheid 

Ralf-Uwe Beck ist gelernter Traktorist, studierter Theologe, ordinierter Priester und seit vielen Jahren Bundes-

vorstandssprecher von Mehr Demokratie. Schon in der untergehenden DDR war er Demokratie-Aktivist. Im 

Winter 1989 hielt er, nicht nur vor Kälte zitternd, einen Gottesdienst im Todesstreifen zwischen den beiden 

deutschen Staaten. Kritisch beäugt wurde er von den Grenzschützern mit ihren Knarren, die durchaus keine 

Attrappen waren. Er predigte den »Traum von einer demokratischen Republik Deutschland, einem Land, in dem 

die Mäntel der Gefangenschaft an den Nägeln der Geschichte hängen«. Dann forderte der damals 27-Jährige 

die Verhaftung Erich Honeckers (Beck 1989). Den Strom für seine Wutpredigt schnorrte Pragmatiker Beck sich 

beim nahegelegenen Wachturm.  

Die Rasputin-Mütze, die er damals trug, ist Beck heute ein bisschen peinlich. Doch dem Kampf für Demokrati-

sierung blieb er auch nach 1990 treu, als so viele Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtler sukzessive nach rechts 

drifteten. In den Wendetagen forderten alle Oppositionsgruppen der DDR die direkte Demokratie auf nationaler 

Ebene – tatsächlich alle, von Angela Merkels Demokratischem Aufbruch bis zur Vereinigten Linken. Für Beck ist 

die direkte Demokratie auch heute noch ein »Frustschutzmittel«: »Die da unten« könnten mit ihrer Hilfe Ge-

genmacht entwickeln und so verhindern, dass »die da oben« immer machen, was sie wollen.  

Die direkte Demokratie habe sich seit Jahrzehnten in Bundesländern und Kommunen bewährt. Längst sei die 

Zeit reif für den bundesweiten Volksentscheid. Die direkte Demokratie hat für ihn eine seismografische Funk-

tion: »Volksinitiativen und Volksbegehren zeigen dem Parlament Probleme an, mitunter auch mangelnde Ak-

zeptanz für eine politische Entscheidung… Das Parlament … kann reagieren.« Auch sorge die direkte Demokratie 

für »einen zu den Bürgern hin offeneren, kommunikativeren und gesprächsbereiteren Parlamentarismus, … 

eine repräsentativere repräsentative Demokratie.« Beide Formen der Demokratie ergänzen sich in dieser Sicht. 

Sie sind zwei Seiten derselben Medaille. (Vgl. Beck 2026, S. 181 - 184). 

Kurzum, die direkte Demokratie ist für Beck ein Korrektiv, das Unmut verhindert und die repräsentative Demo-

kratie ergänzt, nicht jedoch ersetzt. 100.000 Unterschriften, um den Antrag auf ein Volksbegehren stellen zu 

können, eine Million Unterschriften für den Volksentscheid, der wiederum keine Zustimmungs- oder Beteili-

gungsklauseln haben soll: Sie könnte es in Becks Sicht funktionieren. Und selbstverständlich darf die auch di-

rekte Demokratie Menschen- und Bürgerrechte nicht aushebeln; gerade in diesem Punkt unterscheidet sich 

Becks Konzeption erheblich von jener der AfD (Dazu: Mehr Demokratie 2018). 
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Die Einwände gegen die direkte Demokratie hält Beck für nicht stichhaltig. Nur ein Beispiel: Sind nicht viele The-

men viel zu komplex für die einfacheren Bürgerinnen und Bürger? Das entscheide sich im Verfahren. »Lässt sich 

bei der Unterschriftensammlung auf der Straße nicht erklären, was eine Initiative ausgearbeitet hat, lässt sich 

dafür auch nicht werben« (Beck 2026, S. 190f.). Also unterschreiben die Leute auch nicht. Kurzum, ein zu kom-

plexes Thema gelangt nie zur Abstimmung, weil die Initiative als Rohrkrepierer endet. 

In Umfragen sprechen sich immer wieder zwei Drittel und mehr der Befragten für den bundesweiten Volksent-

scheid aus. Doch dafür braucht es eine Grundgesetzänderung, es bedarf einer Zwei-Drittel-Mehrheit in Bundes-

tag und Bundesrat. Die Menschen sind viel weiter als das Parlament, das sie gewählt haben: Wie bei so vielen 

Themen findet auch hier eine gesellschaftliche Mehrheit keine parlamentarische Entsprechung. Doch das ist für 

Beck nur eine Momentaufnahme. Die nächste Kampagne ist schon in Vorbereitung. 

Das Verfahren verläuft in den meisten Bundesländern in drei Stufen: 

Stufe eins (Der Antrag) 

Zuerst sammelt eine Initiative eine kleinere Anzahl an Unterschriften, um das Thema überhaupt offiziell 

auf den Tisch zu bringen. 

Stufe zwei (Das Volksbegehren) 

Das ist die eigentliche Kraftprobe. Hier müssen innerhalb kurzer Zeit sehr viele Menschen unterschrei-

ben, um eine Volksabstimmung zu erzwingen. Im bundesweiten Durchschnitt müssen dafür etwa 7,6 

Prozent der Wahlberechtigten unterschreiben. In Bremen, Hessen und Hamburg liegt diese Hürde bei 

nur fünf Prozent. Der Fachverband Mehr Demokratie hält diese fünf Prozent für okay: Sie sind hoch ge-

nug, um das Verfahren nicht zu missbrauchen, aber niedrig genug, dass Initiativen eine faire Chance ha-

ben. 

Stufe drei (Der Volksentscheid) 

Erst wenn das Volksbegehren erfolgreich war, kommt es zur finalen Abstimmung an der Urne – dem ei-

gentlichen Volksentscheid. Es sei denn, Initiative und Politik einigen sich vorher auf einen Kompromiss. 

 

Abbildung 1: Ablauf eines direktdemokratischen Verfahrens »von unten« 
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